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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Burger, Braun, Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein, 
Frau Stommel, Frau Hüriand, Müller (Berlin) und Genossen 


betr. Jugendliche ohne Schulabschluß 


Von Jahr zu Jahr verlassen immer mehr Jugendliche dieHaupt- 
und Sonderschulen ohne Schulabschluß. Dadurch werden ihre 
Chancen, eine Lehrstelle zu bekommen, vermindert. 

Nach Berichten des Christlichen Jugenddorf Werkes Deutsch- 
lands seien im Jahre 1970 in Nordrhein-Westfalen 130 000 
Jugendliche ohne Hauptschulabschluß geblieben. Diese Zahl sei 
in den folgenden Jahren gestiegen. Stichproben in Städten und 
Landkreisen der Bundesrepublik ergaben ähnliche Ergebnisse. 
Im Bundesgebiet beträgt der Anteil der Jugendlichen, die ohne 
einen ordentlichen Abschluß die gesetzliche Schulpflichtzeit be- 
enden, ca. 22 v. H. 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Verfügt die Bundesregierung über statistische Unterlagen, 
um die entsprechenden Zahlen für die einzelnen Bundes- 
länder angeben zu können? 

2. Wie beurteilt die Bundesregierung diese den angestrebten 
Bildungszielen zuwiderlaufende Entwicklung? 

3. Was will die Bundesregierung im Einvernehmen mit den 
Bundesländern unternehmen, um diesen Trend aufzuhalten? 

4. Teilt die Bundesregierung die Ansicht des Präsidenten und 
der Fachleute des Christlichen Jugenddorfwerkes, daß die 
zunehmende Konzentrationsschwäche der Jugendlichen, her- 
vorgerufen durch immer stärkere Reize in der Umwelt, 
sowie die vorwiegend den Intellekt ansprechenden Lehr- 
pläne der Hauptschulen dazu führen, daß immer mehr 
Jugendliche einen Hauptschulabschluß nicht erreichen? 

5. Welche anderen Gründe macht die Bundesregierung ggf. für 
diese Entwicklung verantwortlich, oder gibt es Unter- 
suchungen der Länder darüber? 
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6. Hält die Bundesregierung eine verstärkte institutionalisierte 
Förderung nicht berufsreifer Jugendlicher nicht nur im Hin- 
blick auf die aktuelle Notlage für möglich? 


Bonn, den 15. August 1974 
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